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1.	 Ziel von DOMBERT Rechtsanwälte ist eine nachhaltige, persönlichkeitsbezogene und individuelle 

berufliche Entwicklung und Karriereplanung. Im Folgenden wird – um Orientierung, Transparenz und 

Berechenbarkeit sicherzustellen – erläutert, welche Möglichkeiten der beruflichen Entwicklung unter 

welchen Voraussetzungen bestehen. Dabei legt der Leitfaden mögliche Karriereverläufe dar, ohne 

dadurch andere Wege auszuschließen.

1.1	 Diese Voraussetzungen wurden aufgrund des Leitbildes von DOMBERT Rechtsanwälte zur Berufs-

ausübung, basierend auf Freiberuflichkeit, Selbstverantwortung und Unabhängigkeit im Rahmen des 

Arbeitsverhältnisses, entwickelt. 

1.2	 Alle Berufsträger bekennen sich zu Rechtsstaatlichkeit, Demokratie, Diversität und Toleranz,  

den Freiheitsrechten sowie dem Gleichheitsgrundsatz. Sie sind sich der Belange der Umwelt, des 

Klimaschutzes und der Nachhaltigkeit bewusst. 

1.3	 Das Kanzleileitbild zur Berufsausübung umfasst insbesondere folgende Schwerpunkte:

•	 Praxisorientierung

•	 persönliche Beratung

•	 Interprofessionalität

•	 ganzheitliches Beratungsangebot

•	 wirtschaftliches Denken als Beratungsgrundlage

•	 Aufbau struktureller und langfristiger Mandatsbeziehungen

•	 aktuelles und vernetztes Wissen in unseren Fachgebieten und detailliertes Branchenwissen

1.4	 Entsprechend dem Leitbild sind als Zielstellungen der Kanzlei hervorzuheben: 

•	 nachhaltiges wirtschaftliches Wachstum

•	 Gewinnung neuer Anwältinnen und Anwälte

•	 Nachvollziehbarkeit und Transparenz in der Partnergewinnung und Statuszuweisung

•	 Berücksichtigung individueller Lebensplanung von Anwältinnen und Anwälten

•	 Ermöglichen unterschiedlicher Karrierewege

•	 Berücksichtigung unterschiedlicher Begabungen, Neigungen und Schwerpunktbildungen

2.	 DOMBERT Rechtsanwälte setzt sich für die Vereinbarkeit von Familie, privater Lebensgestaltung und 

Beruf ein. DOMBERT Rechtsanwälte ist davon überzeugt, dass beruflicher Erfolg und private Zufrie-

denheit sich bedingen. Die berufliche Tätigkeit ist Teil der Persönlichkeitsentwicklung, die sich nicht 

allein in der anwaltlichen Tätigkeit, sondern auch im privaten Umfeld verwirklicht. Der Anwaltsberuf 

ist aber auch Teil der eigenen Lebensgestaltung. 

A. 	Leitbild und Ziele
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2.1	 Die Kanzlei gibt daher Anwältinnen und Anwälten neben der Möglichkeit zur Verwirklichung beruf-

licher Ziele genügend Freiraum für die Verwirklichung privater Ziele. Dabei berücksichtigt sie den 

Wunsch von Anwältinnen und Anwälten etwa nach 

•	 Elternzeit 

•	 Teilzeitbeschäftigung 

•	 längerem Sonderurlaub (Sabbatical)

 

2.2	 DOMBERT Rechtsanwälte schafft – unter Berücksichtigung der individuellen Entwicklung einer 

Anwältin oder eines Anwalts – die organisatorischen Voraussetzungen, damit die Vereinbarkeit mit 

den außerhalb des Berufs liegenden Belangen hergestellt werden kann. Hierzu zählen – im Rahmen 

beruflicher Verpflichtungen und bedingt durch die jeweiligen Mandate – flexible Arbeitszeitmodelle, 

die Bereitstellung der technischen Ausstattung und die Möglichkeit, im Einvernehmen mit der zu-

ständigen Partnerin oder dem zuständigen Partner von zu Hause zu arbeiten, wenngleich regelmäßi-

ge Präsenz in den Kanzleiräumen erwartet wird.

2.3 	 Die zuständige Partnerin oder der zuständige Partner achtet vor allem bei Berufseinsteigern darauf, 

dass die inhaltliche und zeitliche Mandatsauslastung dem Entwicklungsstand entspricht.

2.4	 Ziel der Partnerschaft ist es, dass die Anwältinnen und Anwälte nach ihrem beruflichen Einstieg die 

ihnen zugewiesenen oder von ihnen akquirierten Mandate selbständig und selbstorganisiert, ggf. 

in Zusammenarbeit mit einer oder mehreren Berufsträgern, mit Rücksicht auf den wirtschaftlichen 

Rahmen und das Leitbild der Kanzlei bearbeiten. Sie tragen so zum Erreichen der Zielstellungen der 

Kanzlei bei, entwickeln sich beruflich weiter und tragen selbst Verantwortung für die Vereinbarkeit 

von Familie, privater Lebensgestaltung und Beruf.
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1.	 Jeder Berufseinsteiger wird grundsätzlich einer Partnerin oder einem Partner und damit einem 

Dezernat und/oder einer Praxisgruppe zugeordnet. Dort – aber bei Gelegenheit auch in anderen 

Dezernaten – wird er von Beginn an unmittelbar in die fachliche Beratung im Rahmen der Mandats-

bearbeitung miteinbezogen. Die ersten Tage des Berufseinstiegs dienen auch dem Kennenlernen der 

Kanzlei, der IT und der Einführung in die Arbeitsweise. 

1.1	 Der Schwerpunkt der ersten Berufsjahre liegt in der Erlernung und Verfestigung des „anwaltlichen 

Handwerkszeugs“. Hierzu sollen Techniken und Strategien, die sowohl für die Mandatsbearbeitung 

als auch für Verhandlungen mit Mandanten, Gegnern, Gerichten sowie das Abfassen von Schriftsät-

zen erforderlich sind, vermittelt werden. Weitere Fortbildungsangebote und -formate ergänzen die 

anwaltliche Ausbildung. 

1.2	 Die zuständige Partnerin oder der zuständige Partner achtet bei der Mandatszuweisung darauf,  

dass Berufseinsteiger unterschiedliche Verfahrensarten und Konstellationen des öffentlichen Rechts  

kennenlernen. Zu diesem Zwecken können Berufseinsteiger vorübergehend auch in anderen 

	 Dezernaten eingebunden werden. 

1.3	 Die Partnerinnen und Partner nehmen sich insbesondere für die Berufseinsteiger die erforderliche 

Zeit, um ihnen bei Bedarf die fachlichen und anwaltlichen Hintergründe der einzelnen Mandate zu 

erläutern und mit ihnen die Ergebnisse der eigenen Arbeit zu besprechen. Berufseinsteiger werden 

darüber hinaus so früh wie möglich an den unmittelbaren und eigenständigen Kontakt mit Mandan-

ten, Behörden und Gerichten herangeführt.

1.4	 Die Mandatsakquise sowie die das Erreichen eigener Sichtbarkeit durch Vortragstätigkeiten oder 

Publikationen werden von Berufseinsteigern noch nicht erwartet, sind aber in Absprache mit dem 

zuständigen Partner oder der zuständigen Partnerin möglich und werden unterstützt. 

2.	 Mit dem Ende der Probezeit werden Berufseinsteiger durch die Aufnahme auf den Briefkopf und die 

Webseite nach außen sichtbar und in ihrer Verantwortlichkeit gestärkt.

3.	 Um Anwältinnen und Anwälten die Möglichkeit zu geben, einen Doktortitel oder andere Qualifika-

tionen und Abschlüsse zu erlangen, bietet die Partnerschaft die Möglichkeit zur berufsbegleitenden 

Promotion, Qualifizierung usw. im Rahmen einer Teilzeitbeschäftigung je nach individueller Verein-

barung. 

3.1	 Die Partnerschaft unterstützt bei den vorstehend genannten Vorhaben und nimmt insbesondere 

Rücksicht darauf, dass der Umfang der übertragenen Arbeitsaufträge bzw. eigenständig zu bearbei-

tenden Mandate im Rahmen der Teilzeittätigkeit zu bewältigen ist. Im Einzelfall können auch hier von 

abweichende Teilzeitmodelle vereinbart werden. 

B. 	Beruflicher Einstieg
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3.2	 Nach Möglichkeit geht die Partnerschaft bereits bei der Auswahl der von der Anwältin oder dem 

Anwalt zu bearbeitenden Mandate auf die etwa mit einer Promotion zu erwartende fachliche Aus-

richtung ein. 

1.	 Die berufliche Entwicklung nach dem Berufseinstieg zielt auf die fachliche Schwerpunktbildung ab. 

Auf diese Weise soll die Anwältin oder der Anwalt in die Lage versetzt werden, eigene Mandanten zu 

akquirieren und eine eigene Mandatsstruktur aufzubauen. Die Festlegung des Schwerpunktes erfolgt 

in Absprache mit der verantwortlichen Partnerin oder dem verantwortlichen Partner und muss mit 

dem Kanzleiprofil vereinbar sein. Die Neu- oder Weiterentwicklung von Rechtsgebieten wird in Ab-

stimmung mit der zuständigen Partnerin oder dem zuständigen Partner gefördert.

2.	 Gegebenenfalls unter Berücksichtigung von Vorkenntnissen wird jeder Anwältin/jedem Anwalt  

die Möglichkeit gegeben, das eigene Profil durch Erwerb bzw. Ausbau einer Expertise in einem  

Spezialgebiet, etwa durch einen Doktor- oder Fachanwaltstitel, zu schärfen.

2.1	 Die Partnerschaft unterstützt den Erwerb von Fachanwaltstiteln, insbesondere die Fachanwalts-

bezeichnung eines Fachanwalts für Verwaltungs- bzw. für Vergaberecht. Angestrebt ist, dass der 

Fachanwaltslehrgang in den ersten fünf Berufsjahren absolviert wird. Die Partnerschaft stellt die 

Anwältinnen und Anwälte zur Lehrgangsteilnahme frei und übernimmt die Kosten. Die Partnerschaft 

achtet zudem darauf, dass geeignete Mandate übertragen werden, um die notwendigen Fallzahlen 

nachweisen zu können. 

2.2	 Die zuständige Partnerin oder der zuständige Partner gibt bei der Schwerpunktbildung Hilfestellung 

nicht nur dadurch, dass die Spezialisierung betreffende Mandate zur Bearbeitung übertragen wer-

den, sondern auch, indem die Veröffentlichung von Aufsätzen u. ä. in Fachzeitschriften unterstützt 

und gefördert wird. Dasselbe gilt, wenn die Anwältin/der Anwalt bei Inhouse-Seminaren oder exter-

nen Vortragsveranstaltungen mit Unterstützung der Partnerschaft sichtbar wird. Das kann anfangs 

noch durch gemeinsame Vorträge mit der Partnerin/dem Partner erfolgen, wobei eine zunehmende 

Eigenverantwortung und Eigeninitiative erwartet werden. 

2.3	 Die persönliche Profilierung kann – unbeschadet der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen – glei-

chermaßen durch Engagement in Vereinen, Berufsverbänden, politischen Ämtern o. ä. erfolgen. Die 

Partnerschaft ermöglicht den Anwältinnen und Anwälten das zeitliche Engagement und insbesonde-

re die zeitliche Flexibilität, die für diese Tätigkeiten erforderlich sind. 

C. 	Berufliche Fortentwicklung
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3.	 Die gegenseitigen Erwartungen und Ziele eines jeden einzelnen Berufsträgers werden in Jahresge-

sprächen konkretisiert und aktualisiert. An dem Jahresgespräch nehmen neben der Anwältin/dem 

Anwalt und der jeweiligen Partnerin/dem jeweiligen Partner ein Mitglied der Geschäftsführung und 

des Kanzleimanagements der Partnerschaft teil. Gegenstand der Jahresgespräche sind insbesondere 

die Auswertung der persönlichen Entwicklungsschritte, die konkreten und tatsächlichen Rahmen-

bedingungen der Zusammenarbeit sowie gegebenenfalls Maßnahmen zur Verbesserung der Zu-

sammenarbeit. Dabei können auch konkrete Vereinbarungen zur Weiterentwicklung der Qualität der 

anwaltlichen Beratung, zur Spezialisierung oder zur Erhöhung der Sichtbarkeit nach außen getroffen 

werden. 

4.	 Entsprechend dem Stand der persönlichen und anwaltlichen Entwicklung kann eigene Mitarbeiter-

verantwortung übertragen werden. Das bezieht sich sowohl auf den Assistenzbereich als auch auf 

die Einbeziehung wissenschaftlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur Steigerung der eigenen 

Produktivität und zur Vertiefung der inhaltlichen Mandatsbearbeitung. Im Rahmen der eigenen Mit-

arbeiterverantwortung sorgt die Anwältin/der Anwalt zunehmend eigenverantwortlich dafür, dass 

die ihr/ihm zugeordneten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ausreichend ausgelastet sind und ihre 

Tätigkeiten – entsprechend dem Kanzlei Leitbild zur Führung und Zusammenarbeit – tatsächlich  

ausführen können. 

1.	 Seit ihrer Gründung streben DOMBERT Rechtsanwälte an, Anwältinnen und Anwälte in die  

Partnerschaft aufzunehmen. 

2.	 Die Partnerschaft unterstützt andere, an die Lebenssituation, -umstände und Bedürfnisse des Ein-

zelnen angepasste Modelle und Karrierewege. Unabhängig davon, für welchen Weg sich die Anwältin 

oder der Anwalt entscheidet, sollen ab Beginn der Tätigkeit die Voraussetzungen dafür geschaffen 

werden, dass jede Anwältin und jeder Anwalt die fachlichen und persönlichen Fähigkeiten erwirbt, 

um den Partnerstatus erlangen zu können. Konkret geht es dabei um die Vermittlung der Fähigkeiten 

zur anwaltlichen Mandatsbearbeitung, zum Aufbau eigener Mandatsstrukturen, zur Gewinnung von 

Mandanten, zur Übernahme von Mitarbeiterverantwortung und zur Übernahme  

von organisatorischen Aufgaben in der Kanzlei.  

3.	 DOMBERT Rechtsanwälte ermöglichen den Anwältinnen und Anwälten eine dauerhafte Berufs- 

ausübung im Anstellungsverhältnis, auch über die berufliche Einarbeitungsphase hinaus. 

3.1	 Im Status eines Associates arbeitet regelmäßig diejenige Anwältin und derjenige Anwalt, die/der 

keine ausschließliche Zuständigkeit für einen bestimmten Fachbereich und (noch) keine umsatz- und 

akquisebezogene Verantwortlichkeit übernimmt. 

D.	 Karrieremöglichkeiten
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	 Insbesondere mit zunehmender Berufserfahrung bearbeitet die/der Associate die ihr/ihm übertra-

genen Mandate eines Fachgebiets eigenständig. Daneben bearbeiten sie mit der für sie zuständigen 

Partnerin oder dem zuständigen Partner oder anderen Berufsträgerinnen und Berufsträgern ge-

meinsame Mandate. Unternehmerische Aufgaben wie etwa Akquise oder der Aufbau einer Man-

datsstruktur obliegen der oder dem Associate grundsätzlich nicht. Verantwortlich für die Auslastung 

der Associates bzw. für die Übertragung der für die Erreichung der Umsatzerwartungen geeigneter 

Mandate sind die zuständige Partnerin oder der zuständige Partner.

	 Dem Berufsbild der Sozietät entsprechend werden die angestellten Anwältinnen und Anwälte bei 

DOMBERT Rechtsanwälte nach außen – etwa auf der Homepage und der Signatur von E-Mails – 

nicht als „Associates“ bezeichnet, sondern treten als Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte auf.

3.2	 Im Status einer oder eines Counsel arbeitet diejenige Anwältin oder derjenige Anwalt, die oder der 

nicht in die Partnerschaft eintritt. Wesentliche, aber nicht einzige Unterscheidungsmerkmale vom 

Status der Partnerin/des Partners sind die fehlende Gewinnbeteiligung, die fehlende Teilnahme an 

den Partnerversammlungen und die fehlenden Stimmrechte in den Partnerversammlungen. Auch der 

Aufbau eines Dezernats wird von einer oder einem Counsel nicht zwingend erwartet.

	 Bei der Tätigkeit als Counsel wird – angelehnt an die Partnerstellung – die Spezialisierung in einem 

Fachgebiet (einschließlich Akquise), die Übernahme von Mitarbeiterverantwortung und in Teilen Um-

satzverantwortung sowie organisatorischer Aufgaben in der Kanzlei angestrebt. 

	 Die Partnerschaft unterstützt Counsel bei der Grund-Auslastung mit Mandaten, damit die vereinbar-

te Mindestumsatzerwartung erreicht werden kann. An dem darüber hinaus erwirtschafteten Umsatz 

kann ein Counsel beteiligt werden oder erhält sonstige persönliche Vorteile. 

	 Die Partnerschaft sorgt für die notwendigen Rahmenbedingungen, etwa die Lenkung der Bearbei-

tung von Mandaten des Fachgebiets durch die oder den Counsel und Zuweisung anwaltlicher und 

wissenschaftlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. In dem von ihm besetzten Fachgebiet hat ein 

Counsel unternehmerische Freiräume und kann ein eigenes Dezernat aufbauen. Sie oder er kann 

auch eigenständig über die Annahme oder Ablehnung von Mandaten entscheiden.  

3.3	 Die so umrissenen Karrierewege von Associates und Counsel verstehen sich als Rahmen- 

bedingungen. Die Ausgestaltung im Einzelfall erfolgt durch individuelle Vereinbarungen.

4.	 Grundsätzlich steht allen Anwältinnen und Anwälten, die dies wünschen und die die Voraus- 

setzungen hierfür mitbringen, der Weg in die Partnerschaft offen.

4.1	 Jede Partnerin und jeder Partner kann der Partnerschaft eine Anwältin oder einen Anwalt zur  

Aufnahme in die Partnerschaft vorschlagen. Der Zeitpunkt für die Aufnahme steht dabei nicht fest.
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4.2	 Ab Beginn des vierten Berufsjahres kann einer Anwältin/einem Anwalt, bei denen die Partnerschaft 

nach dem Stand seiner beruflichen und persönlichen Entwicklung davon ausgeht, dass die Krite-

rien für die Partnerernennung bereits erfüllt sind oder in absehbarer Zeit erfüllt werden, den Status 

einer Salary Partnerin bzw. eines Salary Partners verliehen werden. 

	 Ziel der Salary Partnerschaft ist es, angehende Partner an die Aufnahme in die Partnerschaft 

heranzuführen. Die Salary Partner sind nicht Partner im Sinne des PartGG oder des Gesellschafts-

vertrages. Sie bleiben im Verhältnis zur Partnerschaft angestellte Rechtsanwältinnen und Rechtsan-

wälte, werden, soweit dies rechtlich zulässig ist, nach außen aber als „Salary Partner“ bezeichnet.

	 In der Regel soll die Position als Salary Partner nicht länger als drei Jahre bekleidet werden. Die 

Partnerschaft kann vor diesem Hintergrund mit einfacher Mehrheit beschließen, dass ein Salary 

Partner zukünftig zum „Counsel“ wird; ein Anspruch auf Partnerernennung folgt aus der Verleihung 

des Status als Salary Partnerin oder Partner nicht. Angestrebt ist, dass die Zahl der Salary Partner 

1/3 der Zahl der Vollpartner grundsätzlich nicht langfristig übersteigt.

4.3	 Eine Salary Partnerin bzw. ein Salary Partner zeichnen sich dadurch aus, dass sie nicht nur die 

übertragenen Mandate eines Fachgebiets eigenständig bearbeiten, sondern darüber hinaus bereits 

eigenständig Mandate akquirieren und mit dem Aufbau eines eigenen Dezernats begonnen haben. 

Von Salary Partnerinnen und Partnern wird zudem erwartet, dass sie auf ihrem Spezialgebiet auch 

außerhalb der anwaltlichen Tätigkeit nach außen sichtbar werden, indem sie z. B. eigenständig  

externe Vortragsveranstaltungen oder Inhouse-Seminare wahrnehmen und/oder organisieren,  

Beiträge in Fachzeitschriften veröffentlichen oder sich in Fachverbänden engagieren.

	 Salary Partnerinnen und Partner übernehmen außerdem Personalverantwortung für die mit ihnen 

zusammenarbeitende Assistenz sowie wissenschaftliche und/oder anwaltliche Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter. Zudem können ihnen besondere Aufgaben im Rahmen der Kanzleiorganisation oder 

-entwicklung zugewiesen werden. In der Regel nehmen Salary Partnerinnen und Partner mit emp-

fehlender Stimme an Partnerversammlungen teil. Die Partnerschaft gewährt ihnen dabei, soweit 

rechtliche oder betriebliche Gründe nicht entgegenstehen, Einblick in die wirtschaftlichen Zusam-

menhänge der Partnerschaft.

4.4	 Die Entscheidung über die Ernennung der Salary Partnerin oder des Salary Partners zur Partnerin/

zum Partner trifft die Partnerversammlung einstimmig. Bei ihrer Entscheidung lässt sich die Part-

nerversammlung insbesondere von den nachfolgenden Kriterien leiten. Dabei geht es zum einen um 

den erreichten „Status“ der oder des Vorgeschlagenen, zum anderen um das Entwicklungspotential 

der Anwältin oder des Anwaltes für ein eigenes Dezernat.
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1)	 Persönlicher Status und weiche Faktoren

	 a)	 Soziale Kompetenzen:

•	 kollegialer und respektvoller Umgang mit anderen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern,

•	 Empathie und aufrichtiges Interesse an anderen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 

•	 Konfliktfähigkeit, 

•	 Belastbarkeit und die Fähigkeit, in stressigen Situationen ruhig und kontrolliert zu handeln, 

•	 Eigenverantwortung, 

•	 Vertreten eigener Positionen, 

•	 Beitrag zur Kanzleiorganisation und 

•	 Umsetzung des Leitbilds.

	 b)	Fachliche Voraussetzungen:

•	 Aufbau/Besetzung eigener Themen oder inhaltliche Spezialisierung, 

•	 Aufsätze, Blogbeiträge etc., 

•	 Vorträge, Inhouse-Seminare etc. und

•	 Engagement in Berufs- oder Fachverbänden, Rechtsanwaltskammer etc. 

	

	 c)	 Unternehmerische Voraussetzungen:

•	 Aufbau/Akquise eigener Mandanten/-strukturen, 

•	 hohe Bindungskraft bei übernommenen Mandanten und 

•	 keine Rückläufe/Beschwerden.

2)	 Unternehmerischer Status

•	 Umsatz,

•	 anwaltliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Auslastung und 

•	 Expertise in „Zukunftsthemen“.

3)	 Entwicklung/Ausblick für Partnerschaft:

•	 Auf- und Ausbau eines eigenen Dezernats, 

•	 Ausbau vorhandener bzw. eigen akquirierter Mandatsstrukturen und 

•	 strategische Themen. 
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5.	 Mit der Aufnahme in die Partnerschaft ist nicht das Ende der persönlichen beruflichen Entwicklung 

erreicht. Vielmehr gilt es, als junge Partnerin oder Partner den eigenen Weg fortzuführen. Neben 

dem Aufbau eines eigenen Dezernats sollen die eigenen Mandatsstrukturen weiterentwickelt werden. 

Der Grad der eigenen Akquise soll gesteigert werden. Auch junge Partnerinnen und Partner sollen 

frühzeitig Alleinstellungsmerkmale gewinnen, die sie fachlich und wirtschaftlich unabhängig machen 

und das Profil der Kanzlei weiter prägen. Darüber hinaus wird auch von den jungen Partnerinnen 

und Partnern erwartet, dass sie einen Beitrag zur Kanzleiorganisation leisten und sich für allgemeine 

Kanzleibelange einsetzen. 

6.	 Alter und Lebensphase bestimmen stets die beruflichen Bedürfnisse – auch die einer Anwältin und 

eines Anwalts. DOMBERT Rechtsanwälte ist sich dieser Tatsache bewusst und ermöglicht jeder 

Anwältin und jedem Anwalt in jeder Lebens- und Karrierephase die individuelle und flexible Aus-

gestaltung der beruflichen Tätigkeit. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf Elternschaft, die Pflege 

von Angehörigen oder gesundheitliche Beeinträchtigungen. Auch ein Wechsel des eingeschlagenen 

Karrierewegs ist grundsätzlich jederzeit möglich.

1.	 Wesentlicher Faktor einer erfolgreichen anwaltlichen Tätigkeit ist nicht zuletzt das von wirtschaft-

lichen Gesichtspunkten geleitete Tätigwerden. Dieses Erfordernis setzt Fähigkeiten der Berufsträger 

voraus, die im Studium und Referendariat nicht vermittelt werden. DOMBERT Rechtsanwälte will alle 

Anwältinnen und Anwälte darin unterstützen, auch diese Fähigkeiten zu erlangen. Nur so kann dem 

Qualitätsanspruch von DOMBERT Rechtsanwälte entsprochen werden. Die nachfolgend genannten 

Werte spiegeln die grundsätzlichen Erwartungen der Kanzlei an Einsatz und Umsatzziele wider. 

2.	 Die Werte basieren auf der Annahme einer Vollzeitbeschäftigung vom ersten Berufsjahr an und wer-

den für Teilzeitbeschäftigungen entsprechend angepasst. Mit individuellen Zielvereinbarungen sollen 

diese Erwartungen für alle angestellten Berufsträger konkretisiert werden. Dabei gilt es, das allge-

meine Raster für den individuellen Berufsweg zu konkretisieren. 

3.	 Zeit und Arbeit junger Kolleginnen und Kollegen sind in den ersten Berufsjahren nicht immer 1:1 ab-

rechenbar. Zeiten, die für die fachliche Ausbildung und Spezialisierung in den ersten Berufsjahren er-

forderlich sind (Aufsätze, Vorträge und ähnliches), können in der Regel nicht auf den abrechenbaren 

Umsatz angerechnet werden. Das ist bei den nachfolgend genannten Umsatzerwartungen bereits be-

rücksichtigt. Erfahrungsgemäß nimmt der Anteil der abrechenbaren – und damit Umsatz bringenden 

– Zeiten stetig zu. Dem entsprechend wächst mit zunehmender Berufserfahrung auch die Erwartung 

an den erwirtschafteten Umsatz. Nachstehende Tabelle gibt einen Richtwert wieder, dessen Einzel-

heiten und konkrete Höhe in den Jahresgesprächen festgelegt werden.

E.	 Wirtschaftliche Rahmenbedingungen
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 Berufsjahr abr. h h-Satz/€ Tagesumsatz/€ Arbeitstage/Monat Umsatzerwartung/Monat/€

1 4 280 1.120,00 18,58 20.809,60

2 5 280 1.400,00 18,58 26.012,00

3 6 280 1.680,00 18,58 31.214,40

4.	 Für die Realisierung der wirtschaftlichen Ziele der Partnerschaft ist eine kontinuierliche Akquise-

tätigkeit unerlässlich. Das können beispielsweise Veröffentlichungen, Vorträge, das Engagement in 

Berufsverbänden oder ähnliches sein. Von den Associates wird daher auch ein entsprechendes Maß 

an zeitlichem Einsatz neben der reinen Mandatsbearbeitung erwartet. 

5.	 Die Anwältinnen und Anwälte erhalten in den ersten drei Berufsjahren für ihre Tätigkeit ein festes 

Jahresgehalt (Fixum), das in zwölf gleiche Teilbeträge aufgeteilt wird. Anwältinnen und Anwälte, die 

in Teilzeit tätig sind, erhalten ein entsprechend ihres Tätigkeitsumfangs reduziertes Fixum. 

	 In der Regel und in dem Bewusstsein, dass starre Zahlen dem Anspruch individuell zu verein- 

barender Karrierewege entgegenstehen, liegt das Fixum im ersten Berufsjahr zwischen 70.000 und 

80.000 Euro brutto. In der Regel wird das Fixum bis zum dritten Berufsjahr sukzessive erhöht. Vor-

handene oder erworbene Zusatzqualifikationen und steigende Berufserfahrung werden berücksich-

tigt. 

 	 Ab dem vierten Berufsjahr können Anwältinnen und Anwälte zusätzlich zum vereinbarten Fixum eine 

leistungsbezogene Vergütung (Bonus, Umsatzbeteiligung o. ä.) erhalten. Darüber hinaus besteht 

ab dem vierten Berufsjahr die Möglichkeit, dass Teile der Vergütung in Form von Sachleistungen 

(Dienstwagen o. ä.) gewährt werden. 

	 Einzelheiten werden in den Jahresgesprächen konkretisiert.
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F.	 Kanzleiinternes Engagement

1.	 Jede Anwältin und jeder Anwalt ist angehalten, sich kanzleiintern zu engagieren. Zentraler Aus-

gangspunkt soll dabei die persönliche Entwicklung und die parallele Zusammenarbeit mit allen Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeitern der Kanzlei sein. Im Mittelpunkt steht die Übernahme von organisato-

rischer Verantwortung innerhalb der Kanzlei.   

2.	 Im Folgenden finden sich dazu verschiedene Tätigkeitsfelder, die nicht abschließend sein sollen und – 

abhängig von der Anwaltspersönlichkeit – weiter ausgebaut werden können:  

•	 Eigeninitiative bei der Problemerfassung und Erarbeitung von Lösungsstrukturen  

	 („Qualitätsmanagement“)

•	 Koordinierung von Praxisgruppen 

•	 Bibliotheksverantwortung 

•	 Ideen für Schulungen und Weiterbildungen sowie externe Veranstaltungsformate  

•	 Übernahme von gesetzlichen Pflichtaufgaben, z. B. Fristen- oder andere Belehrungen der  

	 Assistenz, Geldwäscheprävention

•	 selbstständige Organisation von internen Veranstaltungen, z. B. Rotweinkolloqiuum,  

	 Klausurtagung

•	 Organisation von Freizeitaktivitäten im Kollegium

•	 frühzeitige Einbindung in die Aufgabenverteilung an die wissenschaftlichen  

	 Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen und Referendare/Referendarinnen (dazu gehört z. B. auch  

	 die Funktion eines WiMi-Beauftragten)

•	 Teilnahme an Veranstaltungen zur Förderung des juristischen Nachwuchses,  

	 z. B.  ELSA-Moot-Court 
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